
LFA Innen und Recht Protokoll vom 16.03.2021 
 
Anwesend: Rochus Kammer, Sebastian von Meding, Alexander Bürger, Arno Schilz, Markus 
Meißner, Bernadette Mohme, Stefan Edenharder, Raphael Karlisch, Bernhard Labudek, 
Kerry Hoppe, Ulrich Herbert 
 
Entschuldigt: Stephan Thomae, Felix Meyer, Christian Weber, Johannes Hecht 
 
TOP 1 
 
Katharina Walter begrüßt die Anwesenden 
 
TOP 2  
 
Aktuelle halbe Stunde 
 
Bernhard Labudek regt an das Thema Sterbehilfe und den Antrag der Bundestagsfraktion 
(Katrin Helling-Plahr) auf die TO zu setzen. 
 
TOP 3 
 
Anträge 
 
158 BT-Untersuchungsausschuss zum insolventen Rezeptabrechner 
 
Meißner, Schilz, Labudek: Kritik am Antrag, die meisten insolventen Firmen gehen wegen 
Misswirtschaft in die Insolvenz. 
 
Man müsste sich mit dem Wesen der Bafin an sich beschäftigen. 
 
1 Ja Stimme 11 Nein stimmen 
 
 
185 Hotelmeldepflicht abschaffen 
 
Schilz: Ist Interesse des Hoteliers die Daten zu erhalten 
 
Meding: Daten sind vorhanden, Reservierungen häufig übers Internet 
 
Labudek: 2. Satz mit den Ausländern ist schwierig, Terrorgefahr etc. 
 
Kammer: Melderecht muss beachtet werden 
 
Edenharder: Im Rahmen der Privatautonomie können die Daten gefordert werden 
 
Schilz: Hängt etwas in der Luft 
 
Kammer: Meldewesen  
 
Vertragt auf den nächsten LFA Input Polizei und Dehoga / Hotelier 
 
 
188 Schutz der Intimsphäre  
 
Edenharder bringt den Antrag ein 
 



Schilz: Beweisfotos für Exibitionismus wären eine Straftat  
 
Meding: unabsichtliches/unbedarftes Fotografieren muss weiter möglich sein 
 
Meißner: gegen den Antrag, hier wird Gesellschaftspolitik mit einem Straftatbestand vermixt, 
Gerichte und Ermittlungsbehörden werden unnötig belastet. Gesellschaftliches Ächten wäre 
möglich und ausreichend 
 
Edenharder: Sexualstrafrecht ist was anderes wie der § 184 k StPO  
 
5 Ja 7 Nein 
 
 
191 Testpflicht für Berufspendler abschaffen 
 
Schilz: zu früh 
 
Mohme: Anstelle von Quarantäne eher eine allgemeine Testpflicht 
 
Nicht mehr aktuell, daher abgelehnt 
 
 
194 Briefwahl stärken, Wahlbeteiligung erhöhen 
 
Schilz: keine Stärkung notwendig, Briefwahl eher manipulations 
 
Kammer: Keine Notwendigkeit, Briefwahl funktioniert 
 
Hoppe: Präsenzwahl Verfassungsrechtlich kritisch 
 
Edenharder: glaubt kaum, dass die Wahlbeteiligung steigt 
 
 
1 Ja 11 Neinstimmen 
 
 
197 Freie Meinung für Kinder; keine Zwangsteilnahme an Demonstrationen 
 
Schilz: Teilnahme an Demonstrationen Teil der Demokratie 
 
Labudek: Antrag ist Weltfremd, ist oft Wille der Kinder, große Ausnahme 
 
Meißner: Untauglicher Versuch, Kindern und Jugendliche dürfen nur im Beisein der Eltern 
befragt werden, man kann nicht alles was einem nicht gefällt verbieten 
 
Bürger: kann den Antrag dem Grunde nach nachvollziehen, Kinder auf Demonstrationen 
werden auch als Schutzschilde genutzt. Kaum Kontrolle möglich. Kinder müssen bei 
kritischen Demos geschützt werden, aber nicht umsetzbar 
 
Edenharder: Kinder haben Rechte, aber es gibt kein Recht auf gute Eltern 
 
Schilz: Eltern müssen anderweitig sanktioniert werden, wenn die Kinder in solche Lagen 
gebracht wurden, Jugendamt etc. 
 
12 Nein-Stimmen 
 



 
199 Initiative zum Schutz von Menschen vor dem Verschwindenlassen in 
Gefängnissen oder psychiatrischen Einrichtungen  
 
Allgemeine ZUstimmung 
 
1 Enthaltung 11 Ja 
 
 
200 Keine Denunziationsportale in Deutschland 
 
Allgemeine Ablehnung 
 
1 Ja 11 Nein 
 
202 Schutz von Angeklagten in der Strafprozessordnung verbessern 
 
Allgemeine Zustimmung 
 
1 Enthaltung 11 Ja 
 
 
Für das Protokoll 
 
Katharina Walter 


